
    

Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Aufbewahr ung von Nota-
riatsunterlagen und zur Einrichtung des Elektronisc hen Urkundenar-
chivs bei der Bundesnotarkammer 

A. Problem und Ziel 

Die Dauer der Aufbewahrung der Notariatsunterlagen wird derzeit in § 5 Absatz 4 der 
Dienstordnung für Notarinnen und Notare geregelt. Dort ist vorgesehen, dass die Urkun-
denrolle, das Erbvertragsverzeichnis, das Namensverzeichnis zur Urkundenrolle und die 
Urkundensammlung einschließlich der gesondert aufbewahrten Erbverträge bis auf weite-
res unbefristet aufzubewahren sind, sofern sie vor dem 1. Januar 1950 entstanden sind. 
Im Übrigen beträgt die Aufbewahrungsfrist für diese Unterlagen 100 Jahre. Für die weite-
ren Akten, Bücher und Verzeichnisse sind Aufbewahrungsfristen zwischen fünf und 20 
Jahren festgelegt. 

Erlischt das Amt oder wird der Amtssitz in einen anderen Amtsgerichtsbezirk verlegt, sind 
die Akten, Bücher und Verzeichnisse demjenigen Amtsgericht in Verwahrung zu geben, in 
dessen Bezirk sich der Amtssitz der Notarin oder des Notars befunden hat. Die Landes-
justizverwaltung kann die Verwahrung einem Amtsgericht zentral für mehrere Bezirke, 
einem anderen Amtsgericht, einer Notarin oder einem Notar übertragen. Von dieser Mög-
lichkeit wird in den Ländern in unterschiedlichem Umfang Gebrauch gemacht. 

Die amtliche Verwahrung der Notariatsunterlagen verursacht in ihrer heutigen Form er-
hebliche Schwierigkeiten, insbesondere bei den Amtsgerichten. Um eine Verwahrung 
über einen so langen Zeitraum zu ermöglichen, sind an die Eignung von Räumlichkeiten 
für eine sachgemäße Lagerung hohe Anforderungen zu stellen. Bei einer Vielzahl von 
Amtsgerichten sind die Kapazitäten geeigneter Räume bereits heute nicht mehr ausrei-
chend, bei weiteren Amtsgerichten wird dies in absehbarer Zukunft der Fall sein. Manche 
Notarinnen und Notare mieten allein für die Verwahrung von Notariatsunterlagen der 
Amtsvorgängerinnen oder Amtsvorgänger zusätzliche Räume an. 

Durch dieses Gesetz soll die Aufbewahrung von Notariatsunterlagen einheitlich neu gere-
gelt und den vorgenannten Kapazitätsproblemen der Aufbewahrung begegnet werden. 
Außerdem sollen die Vorteile der elektronischen Verwahrung genutzt und der elektroni-
sche Rechtsverkehr ausgebaut werden. 

B. Lösung 

Der Entwurf sieht eine Neuordnung der Aufbewahrung von Notariatsunterlagen vor. Kern-
stück der Neuregelung ist die Einrichtung des Elektronischen Urkundenarchivs für die 
langfristige elektronische Verwahrung von Notariatsunterlagen. Das eröffnet die Möglich-
keit, die Aufbewahrungsfrist für die parallel in Papierform aufzubewahrenden Notariatsun-
terlagen zu verkürzen. Neu geregelt wird auch die Zuständigkeit für die Verwahrung von 
Notariatsunterlagen nach Erlöschen des Amtes oder Verlegung des Amtssitzes. 
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C. Alternativen 

Keine.  

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keiner. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Notarinnen und Notare ergibt sich ein einmaliger Erfüllungsaufwand von ca. 
19 760 000 Euro und ein jährlicher Erfüllungsaufwand von 8 985 000 Euro. Für die Bun-
desnotarkammer ergeben sich ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von ca. 
35 000 600 Euro und ein jährlicher Erfüllungsaufwand von ca. 20 000 060 Euro. Für die 
Verwaltung im Übrigen ergeben sich jährliche Entlastungen in Höhe von ca. 131 775 000 
Euro. 

Die Neuordnung der Zuständigkeit für die Verwahrung von Notariatsunterlagen führt au-
ßerdem dazu, dass die Notarkammern/Notarinnen und Notare mit den Kosten der Ver-
wahrung belastet werden, während umgekehrt die Landesjustizverwaltungen im gleichen 
Maße entlastet werden. Der Umfang dieser Belastungen bzw. Entlastungen beträgt ca. 
jährlich ca. 43 000 Euro für jeden Jahrgang an Urkunden ab dem 1. Januar 2022. 

F. Weitere Kosten 

Durch dieses Gesetz entstehen für die Bürgerinnen und Bürger weitere Kosten in Form 
von Gebühren in Höhe von ca. 23 625 000 Euro. Für die Wirtschaft entstehen durch die-
ses Gesetz weitere Kosten in Form von Gebühren in Höhe von ca. 7 875 000 Euro. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Aufbewahr ung von Nota-
riatsunterlagen und zur Einrichtung des Elektronisc hen Urkundenar-

chivs bei der Bundesnotarkammer 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Bundesnotarordnung 

Die Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
303-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. November 2015 (BGBl. I S. 2090) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 23 wird die Angabe „§§ 54a bis 54d“ durch die Wörter „die §§ 57 bis 62“ ersetzt. 

2. Die §§ 33 und 34 werden wie folgt gefasst: 

„§ 33 

Elektronische Signatur 

(1) Der Notar muss über ein auf Dauer prüfbares qualifiziertes Zertifikat eines 
akkreditierten Vertrauensdiensteanbieters und über die technischen Mittel für die Er-
zeugung und Validierung qualifizierter elektronischer Signaturen verfügen. Bei der 
erstmaligen Beantragung eines qualifizierten Zertifikats für elektronische Signaturen 
hat die Identifizierung durch die öffentliche Beglaubigung der Unterschrift des Notars 
unter dem Antrag zu erfolgen. Das qualifizierte Zertifikat muss mit einem Attribut ver-
sehen sein, welches den Inhaber als Notar ausweist und daneben den Amtssitz des 
Notars sowie das Land und die Notarkammer enthält, in deren Bezirk der Notar sei-
nen Amtssitz hat. Anstelle des Attributs kann der Notar auch ein qualifiziertes Attribut-
Zertifikat verwenden.  

(2) Der Notar darf sein qualifiziertes Zertifikat nur von einem akkreditierten Ver-
trauensanbieter beziehen, der gewährleistet, dass das Zertifikat unverzüglich gesperrt 
wird, sobald das Erlöschen des Amtes des Notars oder eine vorläufige Amtsenthe-
bung im Notarverzeichnis eingetragen wird. 

(3) Der Notar darf die zur Erzeugung amtlicher qualifizierter Signaturen be-
stimmten elektronischen Signaturerstellungsdaten nur selbst verwalten. Er darf die 
hierzu bestimmte qualifizierte elektronische Signaturerstellungseinheit keiner anderen 
Person überlassen und er darf keine Wissensdaten preisgeben, die er zur Identifikati-
on gegenüber seiner qualifizierten elektronischen Signaturerstellungseinheit benutzt. 
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§ 34 

Meldepflichten 

Der Notar hat der Aufsichtsbehörde sowie derjenigen Notarkammer, in deren Be-
zirk er seinen Amtssitz hat, unverzüglich mitzuteilen, wenn er feststellt oder begrün-
deten Anlass zu der Annahme hat, dass 

1. sein Amtssiegel dauerhaft oder zeitweise abhandengekommen ist oder miss-
braucht wurde oder eine Fälschung seines Amtssiegels im Umlauf ist, 

2. seine qualifizierte elektronische Signaturerstellungseinheit abhandengekommen 
ist, missbraucht oder manipuliert wurde oder Wissensdaten zur Identifikation des 
Notars gegenüber der qualifizierten elektronischen Signaturerstellungseinheit ei-
ner anderen Person bekannt geworden sind, 

3. Wissensdaten oder andere Vorkehrungen, die zum Schutz des Elektronischen 
Urkundenarchivs, des Elektronischen Notaraktenspeichers, des Zentralen Vor-
sorgeregisters oder des Zentralen Testamentsregisters vor unbefugtem Zugang 
vorgesehen sind, missbraucht, manipuliert oder Unbefugten zugänglich gewor-
den sind. 

Im Fall des Satzes 1 Nummer 2 hat der Notar außerdem unverzüglich eine Sperrung 
des qualifizierten Zertifikats bei dem Vertrauensdiensteanbieter zu veranlassen und 
den Nachweis über die Sperrung mit der Mitteilung nach Satz 1 vorzulegen. Im Fall 
des Satzes 1 Nummer 3 hat die Notarkammer unverzüglich die Bundesnotarkammer 
zu unterrichten, wenn Anlass zu der Annahme besteht, dass die Sicherheit des Elek-
tronischen Urkundenarchivs, des Elektronischen Notaraktenspeichers, des Zentralen 
Vorsorgeregisters oder des Zentralen Testamentsregisters auch im Hinblick auf die 
von anderen Stellen übermittelten oder verwahrten Daten betroffen ist.“ 

3. Die §§ 35 und 36 werden durch folgenden Abschnitt 4a ersetzt: 

„Abschnitt 4a 

Führung der Akten und Verzeichnisse 

§ 35 

Führung der Akten und Verzeichnisse 

(1) Der Notar ist verpflichtet, Akten und Verzeichnisse so zu führen, dass deren 
Verfügbarkeit, Integrität, Transparenz und Vertraulichkeit gewährleistet sind. 

(2) Der Notar kann Akten und Verzeichnisse in Papierform oder elektronisch 
führen, soweit die Form nicht durch oder aufgrund eines Gesetzes vorgeschrieben ist. 
Zusätzlich darf er für die Aktenführung Hilfsmittel verwenden, deren Vertraulichkeit 
ebenfalls zu gewährleisten ist. 

(3) Akten und Verzeichnisse in Papierform darf der Notar außerhalb seiner Ge-
schäftsstelle nur bei der Notarkammer oder mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
führen. Seine Verfügungsgewalt muss gewahrt bleiben. Außer im Fall der Führung 
bei der Notarkammer darf eine gemeinsame Führung nur im Zusammenschluss mit 
anderen Notaren erfolgen. Die Genehmigung nach Satz 1 ist zu erteilen, wenn si-
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chergestellt ist, dass die Anforderungen des Absatzes 1 und des Satzes 2 eingehal-
ten werden. Die Genehmigung kann mit Auflagen verbunden, mit dem Vorbehalt des 
Widerrufs erteilt oder befristet werden. Vor der Erteilung oder der Aufhebung der Ge-
nehmigung ist die Notarkammer anzuhören. Die Führung bei der Notarkammer ist der 
Aufsichtsbehörde mitzuteilen. 

(4) Elektronische Akten und Verzeichnisse darf der Notar außerhalb der Ge-
schäftsstelle nur im Elektronischen Urkundenarchiv oder im Elektronischen No-
taraktenspeicher führen. 

(5) Zur Führung der Akten und Verzeichnisse dürfen nur Personen herangezo-
gen werden, die bei dem Notar oder im Fall des Absatzes 3 Satz 3 bei dem Zusam-
menschluss der Notare beschäftigt sind. Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 bleiben unbe-
rührt. 

(6) Nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen ist die verwahrende Stelle verpflich-
tet, die in Papierform geführten Akten und Verzeichnisse zu vernichten und die elek-
tronisch geführten Akten und Verzeichnisse zu löschen, sofern nicht im Einzelfall eine 
weitere Aufbewahrung erforderlich ist. 

§ 36 

Verordnungsermächtigung zu Akten und Verzeichnissen 

(1) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die näheren Bestimmungen zu 
treffen über die vom Notar zu führenden Akten und Verzeichnisse, über deren Inhalt 
sowie die Art und Weise ihrer Führung. Insbesondere sind darin nähere Bestimmun-
gen zu treffen über 

1. die vom Notar zu den Akten zu nehmenden Unterlagen sowie die in die Ver-
zeichnisse einzutragenden Angaben einschließlich der zu erhebenden Daten und 
der insoweit zu beachtenden Fristen, 

2. die Aufbewahrungsfristen, 

3. die Einzelheiten der elektronischen Führung von Akten und Verzeichnissen nach 
§ 34 Absatz 2 sowie über die Maßnahmen zur Gewährleistung der Vertraulich-
keit, der Integrität, der Transparenz und der Verfügbarkeit auch über die Amtszeit 
des Notars hinaus einschließlich der zulässigen Datenformate sowie der Schnitt-
stellen und der Datenverknüpfungen zwischen den Akten und Verzeichnissen, 

4. die Voraussetzungen, unter denen die durch oder aufgrund eines Gesetzes vor-
gesehene Übertragung eines in Papierform vorliegenden Schriftstücks in die 
elektronische Form unterbleiben kann. 

Bei der Bemessung der Aufbewahrungsfristen nach Satz 2 Nummer 2 ist insbesonde-
re der Zweck der Verfügbarkeit der Akten und Verzeichnisse im Hinblick auf die Be-
dürfnisse einer geordneten Rechtspflege sowie der Umstand zu berücksichtigen, 
dass bei Amtshaftungsansprüchen die Möglichkeit der Sachaufklärung gegeben 
bleibt. 

(2) Die Rechtsverordnung kann vorsehen, dass neben den für das Auffinden 
von Urkunden erforderlichen Eintragungen weitere Angaben in das Urkundenver-
zeichnis eingetragen werden können oder sollen. Sie kann nähere Bestimmungen 
treffen über die Führung anderer Akten und Verzeichnisse des Notars sowie die Ver-
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wendung der im Urkundenverzeichnis gespeicherten Daten im elektronischen 
Rechtsverkehr mit Gerichten, Behörden und Dritten oder für die Zwecke der Aufsicht.“ 

4. § 45 wird wie folgt gefasst: 

„§ 45 

Verwahrung bei Abwesenheit oder Verhinderung 

(1) Für die Dauer der Abwesenheit oder Verhinderung kann der Notar, dem kein 
Vertreter bestellt ist, seine Akten und Verzeichnisse sowie die ihm amtlich übergebe-
nen Urkunden und Wertgegenstände einem anderen Notar im Bezirk desselben oder 
eines benachbarten Amtsgerichts in seinem Amtsbezirk oder der Notarkammer, in de-
ren Bezirk er seinen Amtssitz hat, in Verwahrung geben. § 51a gilt entsprechend. Die 
Verwahrung durch einen anderen Notar ist der Notarkammer und der Aufsichtsbe-
hörde mitzuteilen. Die Verwahrung durch die Notarkammer ist der Aufsichtsbehörde 
mitzuteilen. 

(2) Der Notar oder die Notarkammer, dem oder der die Akten und Verzeichnisse 
in Verwahrung gegeben sind, hat an Stelle des abwesenden oder verhinderten No-
tars Ausfertigungen und Abschriften zu erteilen und Einsicht in die Akten zu gewäh-
ren. 

(3) Hat der Notar für die Dauer seiner Abwesenheit oder Verhinderung seine Ak-
ten und Verzeichnisse nicht nach Absatz 1 in Verwahrung gegeben und wird die Er-
teilung einer Ausfertigung oder Abschrift aus den Akten oder die Einsicht in die Akten 
verlangt, so hat die Notarkammer, in deren Bezirk der Notar seinen Amtssitz hat, die 
Akten und Verzeichnisse in Verwahrung zu nehmen und die beantragte Amtshand-
lung vorzunehmen. § 51a Absatz 1 und 4 gilt entsprechend. 

(4) Der Notar, der die Akten und Verzeichnisse in Verwahrung hat, erteilt die 
Ausfertigungen und beglaubigten Abschriften mit seiner Unterschrift und unter seinem 
Siegel oder Stempel. Dies gilt entsprechend für die Notarkammer, die die Akten und 
Verzeichnisse in Verwahrung hat. Im Ausfertigungsvermerk soll auf die Abwesenheit 
oder Verhinderung des Notars hingewiesen werden. 

(5) Werden die Akten und Verzeichnisse durch einen anderen Notar verwahrt, 
stehen diesem die Kosten für die Erteilung von Ausfertigungen oder Abschriften zu. 
Werden die Akten und Verzeichnisse durch die Notarkammer verwahrt, stehen dieser 
die Kosten für die Erteilung von Ausfertigungen oder Abschriften zu; die Vorschriften 
des Gerichts- und Notarkostengesetzes für den Notar, dem die Kosten für seine Tä-
tigkeit selbst zufließen, gelten entsprechend.“ 

5. § 51 wird durch die folgenden §§ 51 und 51a ersetzt: 

„§ 51 

Verwahrung bei Erlöschen des Amtes oder Verlegung des Amtssitzes 

(1) Ist das Amt eines Notars erloschen oder ändert sich aufgrund der Verlegung 
seines Amtssitzes sein Amtsbereich, ist für die Verwahrung seiner Akten und Ver-
zeichnisse sowie der ihm amtlich übergebenen Urkunden und Wertgegenstände die 
Notarkammer zuständig, in deren Bezirk sich der Amtssitz des Notars befunden hat. 
Die Landesjustizverwaltung kann die Zuständigkeit für die Verwahrung einer anderen 
Notarkammer oder einem Notar übertragen. § 35 Absatz 1 und § 45 Absatz 2, 4 und 
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5 gelten entsprechend. Mehrere Notarkammern können sich zur gemeinsamen Ver-
wahrung von Akten und Verzeichnissen zusammenschließen; die eigene Verfü-
gungsgewalt der Notarkammer muss gewahrt bleiben. Die gemeinsame Verwahrung 
ist der Landesjustizverwaltung mitzuteilen. 

(2) Die Siegel und Stempel des Notars hat der Präsident des Landgerichts zu 
vernichten, in dessen Bezirk sich der Amtssitz des Notars befunden hat. 

(3) Wird ein Notar nach dem Erlöschen seines Amtes oder der Verlegung seines 
Amtssitzes erneut zum Notar bestellt und ihm als Amtssitz ein Ort innerhalb seines 
früheren Amtsbereichs zugewiesen, kann die Landesjustizverwaltung ihm die Zu-
ständigkeit für die Verwahrung wieder übertragen. Die Akten, Verzeichnisse, amtlich 
übergebenen Urkunden und Wertgegenstände sind dem Notar von der Stelle zu 
übergeben, in deren Verwahrung sie sich zuletzt befunden haben. § 51a gilt mit Aus-
nahme von Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

(4) Wird der Amtssitz eines Notars innerhalb derselben Stadtgemeinde verlegt, 
bleibt der Notar für die Verwahrung auch dann zuständig, wenn sich dadurch der 
Amtsbereich ändert. Die Siegel und Stempel sind nicht abzuliefern. 

§ 51a 

Ablieferung verwahrter Gegenstände 

(1) In den Fällen des § 51 Absatz 1 ist der Notar verpflichtet, die Akten und Ver-
zeichnisse sowie die ihm amtlich übergebenen Urkunden und Wertgegenstände bei 
der für die Verwahrung zuständigen Stelle abzuliefern und ihr den Zugang zu den 
elektronisch geführten Akten und Verzeichnissen zu ermöglichen. Stempel und Siegel 
hat der Notar bei dem Präsidenten des Landgerichts abzuliefern. Die Aufsichtsbehör-
de kann die Ablieferung der in den Sätzen 1 und 2 genannten Gegenstände anord-
nen. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Anordnung der Ablieferung haben 
keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Die Ablieferung der Akten und Verzeichnisse sowie der amtlich übergebenen 
Urkunden und Wertgegenstände nach Absatz 1 Satz 1 hat geordnet und in einem zur 
Aufbewahrung geeigneten Zustand zu erfolgen. Liefert der Notar Akten, Verzeichnis-
se und die ihm amtlich übergebenen Urkunden oder Wertgegenstände nicht in einem 
geordneten und zur Aufbewahrung geeigneten Zustand ab, so kann die zuständige 
Stelle diese auf Kosten des Notars einem geordneten und zur Aufbewahrung geeig-
neten Zustand zuführen. Die zuständige Stelle kann sich dritter Personen bedienen; 
§ 18 Absatz 1 bleibt unberührt. 

(3) Soweit die Aufbewahrungsfristen abgelaufen sind, hat der Notar vor der Ab-
lieferung nach Absatz 1 Satz 1 die in Papierform verwahrten Akten und Verzeichnisse 
zu vernichten und die elektronisch verwahrten Akten und Verzeichnisse zu löschen, 
sofern nicht im Einzelfall eine weitere Aufbewahrung erforderlich ist. Akten und Ver-
zeichnisse, deren Aufbewahrungsfristen abgelaufen sind, hat die zuständige Stelle 
auf Kosten des Notars zu vernichten oder zu löschen. Die zuständige Stelle kann sich 
dritter Personen bedienen; § 18 Absatz 1 bleibt unberührt. 

(4) Die für die Verwahrung zuständige Stelle ist nicht verpflichtet, die Vollstän-
digkeit der abgelieferten Akten und Verzeichnisse sowie der dem Notar amtlich über-
gebenen Urkunden zu überprüfen.“ 

6. § 55 wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 1 wird durch die folgenden Absätze 1 und 2 ersetzt: 

(1) „ Ist ein Notar vorläufig seines Amtes enthoben und weder ein Vertreter 
noch ein Notariatsverwalter bestellt, so ist in diesem Zeitraum für die Verwahrung 
seiner Akten und Verzeichnisse sowie der ihm amtlich übergebenen Urkunden 
und Wertgegenstände die Notarkammer zuständig, in deren Bezirk der Notar 
seinen Amtssitz hat. Die in Papierform vorhandenen Akten und Verzeichnisse 
des Notars und die ihm amtlich übergebenen Urkunden und Wertgegenstände 
sowie Siegel, Stempel und Amtsschild sind von der Notarkammer für die Dauer 
der vorläufigen Amtsenthebung in Verwahrung zu nehmen. § 45 Absatz 1 Satz 4, 
Absatz 2, 4 und 5 und § 51a Absatz 1 Satz 3 gelten entsprechend. 

(2)  Ein vorläufig des Amtes enthobener Notar ist verpflichtet, seine Akten, 
Verzeichnisse, die ihm amtlich übergebenen Urkunden und Wertgegenstände 
sowie Stempel und Siegel an die Notarkammer herauszugeben. Die Aufsichtsbe-
hörde kann die Herausgabe der in Satz 1 genannten Gegenstände anordnen. 
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Anordnung der Herausgabe ha-
ben keine aufschiebende Wirkung.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

7. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

(1) „ Der Notariatsverwalter ist zuständig für die Verwahrung der Akten und 
Verzeichnisse des Notars, an dessen Stelle er bestellt ist, sowie für die Verwah-
rung der dem Notar amtlich übergebenen Urkunden und Wertgegenstände. Sind 
bei der Bestellung des Notariatsverwalters bereits Akten, Verzeichnisse, amtlich 
übergebene Urkunden und Wertgegenstände von der Notarkammer in Verwah-
rung genommen, so sind sie in der Regel zurückzugeben. § 51a Absatz 4 gilt 
entsprechend.“ 

b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „Bücher und Akten“ durch die Wörter „Ak-
ten und Verzeichnisse“ ersetzt. 

8. § 63 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

(1) „ Der Notariatsverwalter ist verpflichtet, einem Beauftragten der Notarkammer 
Einsicht in die Akten und Verzeichnisse sowie in die in seiner Verwahrung befindli-
chen Urkunden zu gewähren. § 78i bleibt unberührt.“ 

9. In § 64 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „und Bücher“ durch ein Komma und die 
Wörter „Verzeichnisse, amtlich übergebenen Urkunden und Wertgegenstände“ er-
setzt. 

10. § 67 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird nach dem Wort „obliegt“ das Wort „es“ 
eingefügt. 

bb) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 

cc) Die folgenden Nummern 4 und 5 werden angefügt: 
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4. „ Notardaten und technische Zugangsberechtigungen zum Elektronischen 
Urkundenarchiv und zum Elektronischen Notaraktenspeicher zu verwal-
ten; 

5. die Angaben gemäß § 34 Absatz 1 Satz 3 sowie sonstige berufsbezo-
gene Angaben bei der Vergabe von qualifizierten Zertifikaten zu bestäti-
gen; die Notarkammer kann die Sperrung eines entsprechenden qualifi-
zierten Zertifikats verlangen.“ 

b) Absatz 4 Nummer 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

4. „ allein oder gemeinsam mit anderen Notarkammern Einrichtungen unterhal-
ten, die ohne rechtliche Verpflichtung Leistungen bei folgenden Schäden er-
möglichen: 

a) Schäden, die durch vorsätzliche Handlungen von Notaren entstehen und 
die nicht durch Versicherungsverträge nach Absatz 3 Nummer 3 gedeckt 
sind, 

b) Schäden, die durch amtlich verwahrte, aber nicht mehr aufzufindende 
Urkunden entstehen, die nicht durch § 19a oder durch Versicherungs-
verträge nach Absatz 3 Nummer 3 gedeckt sind und für die der Geschä-
digte auf keine andere zumutbare Weise Ersatz erlangen kann, wobei 
die Höhe der Leistungen auf 500 000 Euro je Urkunde beschränkt ist.“ 

c) Absatz 5 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5. 

e) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

(6) „ Die Landesjustizverwaltung benachrichtigt die Notarkammer unverzüg-
lich über 

1. die Bestellung eines Notars, Notariatsverwalters oder Notarvertreters, jeweils 
unter Angabe des Beginns und der Dauer der Bestellung, 

2. das Erlöschen des Amtes eines Notars oder Notariatsverwalters und den 
Widerruf der Bestellung eines Notarvertreters, 

3. eine vorläufige Amtsenthebung, 

4. die Verlegung eines Amtssitzes eines Notars, 

5. eine anderweitige Zuweisung der Verwahrzuständigkeit nach § 51 Absatz 1 
Satz 2.“ 

11. Dem § 70 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Erteilung von Ausfertigungen, vollstreckbaren Ausfertigungen und beglaubig-
ten Abschriften der von der Notarkammer nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
verwahrten Urkunden wird die Notarkammer darüber hinaus von denjenigen Mitglie-
dern des Vorstandes oder Mitarbeitern der Notarkammer vertreten, die hierzu vom 
Präsidenten durch eine dauerhaft aufzubewahrende schriftliche oder elektronische 
Verfügung bestimmt worden sind.“ 

12. In § 71 Absatz 4 Nummer 3 werden nach dem Wort „Beiträge“ ein Komma und die 
Wörter „Gebühren und Auslagen“ eingefügt. 
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13. Dem § 73 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

(3) „ Nimmt der Notar bei der Notarkammer Anlagen, Einrichtungen und Tätigkei-
ten für die Führung seiner Akten und Verzeichnisse in Anspruch, kann die Notar-
kammer dafür von dem Notar Gebühren erheben und den Ersatz von Auslagen ver-
langen.“ 

14. In § 74 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Bücher und Akten“ durch die Wörter „Ak-
ten und Verzeichnisse“ ersetzt. 

15. Die §§ 78 bis 78f werden durch die folgenden §§ 78 bis 78o ersetzt: 

„§ 78 

Aufgaben 

(1) Die Bundesnotarkammer hat die ihr durch Gesetz zugewiesenen Aufgaben 
zu erfüllen. Sie hat insbesondere  

1. in Fragen, welche die Gesamtheit der Notarkammern angehen, die Auffassung 
der einzelnen Notarkammern zu ermitteln und im Wege gemeinschaftlicher Aus-
sprache die Auffassung der Mehrheit festzustellen; 

2. in allen die Gesamtheit der Notarkammern berührenden Angelegenheiten die 
Auffassung der Bundesnotarkammer den zuständigen Gerichten und Behörden 
gegenüber zur Geltung zu bringen; 

3. die Gesamtheit der Notarkammern gegenüber Behörden und Organisationen zu 
vertreten; 

4. Gutachten zu erstatten, die eine an der Gesetzgebung beteiligte Behörde oder 
Körperschaft des Bundes oder ein Bundesgericht in Angelegenheiten der Notare 
anfordert; 

5. durch Beschluss der Vertreterversammlung Empfehlungen für die von den Notar-
kammern nach § 67 Absatz 2 zu erlassenden Richtlinien auszusprechen; 

6. Richtlinien für die Ausbildung der Hilfskräfte der Notare aufzustellen; 

7. den Elektronischen Notaraktenspeicher (§ 78k) zu führen; 

8. das Notarverzeichnis (§ 78l) zu führen; 

9. die besonderen elektronischen Notarpostfächer (§ 78n) einzurichten. 

(2) Die Bundesnotarkammer führt 

1. das Zentrale Vorsorgeregister (§ 78a); 

2. das Zentrale Testamentsregister (§ 78c); 

3. das Elektronische Urkundenarchiv (§ 78h). 

(3) Die Bundesnotarkammer kann weitere dem Zweck ihrer Errichtung entspre-
chende Aufgaben wahrnehmen. Sie kann insbesondere  
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1. Maßnahmen ergreifen, die der wissenschaftlichen Beratung der Notarkammern 
und ihrer Mitglieder, der Fortbildung von Notaren, der Aus- und Fortbildung des 
beruflichen Nachwuchses und der Hilfskräfte der Notare dienen,  

2. Notardaten verwalten und  

3. die elektronische Kommunikation der Notare mit Gerichten, Behörden und sons-
tigen Dritten sowie die elektronische Aktenführung und die sonstige elektronische 
Datenverarbeitung der Notare unterstützen. 

§ 78a 

Zentrales Vorsorgeregister; Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesnotarkammer führt als Registerbehörde ein automatisiertes elek-
tronisches Register über Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen. Das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz führt die Rechtsaufsicht 
über die Registerbehörde. 

(2) In das Zentrale Vorsorgeregister dürfen Angaben aufgenommen werden 
über 

1. Vollmachtgeber, 

2. Bevollmächtigte, 

3. die Vollmacht und deren Inhalt, 

4. Vorschläge zur Auswahl des Betreuers, 

5. Wünsche zur Wahrnehmung der Betreuung und 

6. den Vorschlagenden. 

(3) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die näheren Bestimmungen zu 
treffen über 

1. die Einrichtung und Führung des Registers, 

2. die Auskunft aus dem Register, 

3. die Anmeldung, Änderung und Löschung von Registereintragungen, 

4. die Einzelheiten der Datenübermittlung und -speicherung und 

5. die Einzelheiten der Datensicherheit. 

§ 78b 

Auskunft und Gebühren 

(1) Die Registerbehörde erteilt Gerichten auf Ersuchen Auskunft aus dem Zent-
ralen Vorsorgeregister. Die Befugnis der Gerichte, Notare und Notarkammern zur 
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Einsicht in Registrierungen, die von ihnen verwahrte oder registrierte Urkunden be-
treffen, bleibt unberührt. 

(2) Das Zentrale Vorsorgeregister wird durch Gebühren finanziert. Die Register-
behörde kann Gebühren für die Aufnahme von Erklärungen in das Register erheben. 
Zur Zahlung der Gebühren sind der Antragsteller und derjenige verpflichtet, der für 
die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. Mehrere Gebührenschuld-
ner haften als Gesamtschuldner. Gerichte und Notare können die Gebühren für die 
Registerbehörde entgegennehmen. 

(3) Die Gebühren sind so zu bemessen, dass der mit der Einrichtung, der Inbe-
triebnahme, der dauerhaften Führung und der Nutzung des Zentralen Vorsorgeregis-
ters durchschnittlich verbundene Verwaltungsaufwand einschließlich der Personal- 
und Sachkosten gedeckt wird. Dabei ist auch der für die Aufnahme von Erklärungen 
in das Register gewählte Kommunikationsweg zu berücksichtigen. 

(4) Die Registerbehörde bestimmt die Gebühren nach Absatz 2 Satz 2 und die 
Art ihrer Erhebung durch eine Gebührensatzung. Die Satzung bedarf der Genehmi-
gung durch das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz. Die Höhe 
der Gebühren ist regelmäßig zu überprüfen. 

§ 78c 

Zentrales Testamentsregister; Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesnotarkammer führt als Registerbehörde ein automatisiertes elek-
tronisches Register über die Verwahrung erbfolgerelevanter Urkunden und sonstige 
Daten nach § 78d. Die Erhebung und Verwendung der Daten ist auf das für die Erfül-
lung der gesetzlichen Aufgaben der Registerbehörde, der Nachlassgerichte und der 
Verwahrstellen Erforderliche zu beschränken. Das Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz führt die Rechtsaufsicht über die Registerbehörde. 

(2) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die näheren Bestimmungen zu 
treffen über 

1. die Einrichtung und Führung des Registers, 

2. die Auskunft aus dem Register, 

3. die Anmeldung, Änderung und Löschung von Registereintragungen, 

4. die Einzelheiten der Datenübermittlung und -speicherung und 

5. die Einzelheiten der Datensicherheit. 

(3) In der Rechtsverordnung können darüber hinaus Bestimmungen zum Inhalt 
der Sterbefallmitteilungen nach § 78e Satz 1 getroffen werden. Ferner können in der 
Rechtsverordnung Ausnahmen zugelassen werden von 

1. § 78e Satz 3, soweit dies die Sterbefallmitteilung an das Nachlassgericht betrifft; 

2. der elektronischen Benachrichtigung nach § 78e Satz 4; 

3. der Verpflichtung zur elektronischen Übermittlung nach § 34a Absatz 1 und 2 des 
Beurkundungsgesetzes und § 347 Absatz 1 bis 3 des Gesetzes über das Verfah-
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ren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit. 

§ 78d 

Inhalt des Zentralen Testamentsregisters 

(1) In das Zentrale Testamentsregister werden aufgenommen 

1. Verwahrangaben zu erbfolgerelevanten Urkunden, die  

a) von Notaren nach § 34a Absatz 1 und 2 des Beurkundungsgesetzes oder 
von Gerichten nach Absatz 4 Satz 1 sowie nach § 347 Absatz 1 bis 3 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu übermitteln sind, 

b) nach § 1 des Testamentsverzeichnis-Überführungsgesetzes zu überführen 
sind, 

2. Mitteilungen, die nach § 9 des Testamentsverzeichnis-Überführungsgesetzes zu 
überführen sind. 

Die gespeicherten Daten sind mit Ablauf des 30. auf die Sterbefallmitteilung folgen-
den Kalenderjahres zu löschen. 

(2) Erbfolgerelevante Urkunden sind Testamente, Erbverträge und alle Urkun-
den mit Erklärungen, welche die Erbfolge beeinflussen können, insbesondere Aufhe-
bungsverträge, Rücktritts- und Anfechtungserklärungen, Erb- und Zuwendungsver-
zichtsverträge, Ehe- und Lebenspartnerschaftsverträge und Rechtswahlen. Verwahr-
angaben sind Angaben, die zum Auffinden erbfolgerelevanter Urkunden erforderlich 
sind. 

(3) Registerfähig sind nur erbfolgerelevante Urkunden, die 

1. öffentlich beurkundet worden sind oder 

2. in amtliche Verwahrung genommen worden sind. 

(4) Handelt es sich bei einem gerichtlichen Vergleich um eine erbfolgerelevante 
Urkunde im Sinne von Absatz 2 Satz 1, übermittelt das Gericht unverzüglich die Ver-
wahrangaben an die das Zentrale Testamentsregister führende Registerbehörde 
nach Maßgabe der nach § 78c Absatz 2 und 3 erlassenen Rechtsverordnung. Der 
Erblasser teilt dem Gericht die zur Registrierung erforderlichen Daten mit. 

§ 78e 

Sterbefallmitteilung 

Das zuständige Standesamt hat der Registerbehörde den Tod, die Todeserklä-
rung oder die gerichtliche Feststellung der Todeszeit einer Person mitzuteilen (Ster-
befallmitteilung). Die Registerbehörde prüft daraufhin, ob im Zentralen Testamentsre-
gister Angaben nach § 78d Absatz 1 Satz 1 vorliegen. Sie benachrichtigt, soweit es 
zur Erfüllung der Aufgaben des Nachlassgerichts und der verwahrenden Stellen er-
forderlich ist, unverzüglich  
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1. das zuständige Nachlassgericht über den Sterbefall und etwaige Angaben nach 
§ 78d Absatz 1 Satz 1 und 

2. die verwahrenden Stellen über den Sterbefall und etwaige Verwahrangaben nach 
§ 78d Absatz 1 Satz 1 Nummer 1. 

Die Benachrichtigung erfolgt elektronisch. 

§ 78f 

Auskunft aus dem Zentralen Testamentsregister 

(1) Die Registerbehörde erteilt auf Ersuchen  

1. Gerichten Auskunft aus dem Zentralen Testamentsregister sowie 

2. Notaren Auskunft über Verwahrangaben aus dem Zentralen Testamentsregister. 

Die Auskunft wird nur erteilt, soweit sie im Rahmen der Aufgabenerfüllung der Gerich-
te und Notare erforderlich ist. Auskünfte können zu Lebzeiten des Erblassers nur mit 
dessen Einwilligung eingeholt werden. 

(2) Die Befugnis der Gerichte, Notare und Notarkammern zur Einsicht in Regist-
rierungen, die von ihnen verwahrte oder registrierte Urkunden betreffen, bleibt unbe-
rührt. 

(3) Die Registerbehörde kann Gerichte bei der Ermittlung besonders amtlich 
verwahrter Urkunden unterstützen, für die mangels Verwahrungsnachricht keine Ein-
tragung im Zentralen Testamentsregister vorliegt. Die Verwahrangaben der nach Satz 
1 ermittelten Verfügungen von Todes wegen sind nach § 347 Absatz 1 bis 3 des Ge-
setzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit an das Zentrale Testamentsregister zu melden. 

§ 78g 

Gebühren des Zentralen Testamentsregisters 

(1) Das Zentrale Testamentsregister wird durch Gebühren finanziert. Die Regis-
terbehörde kann Gebühren erheben für 

1. die Aufnahme von Erklärungen in das Testamentsregister und 

2. die Erteilung von Auskünften aus dem Testamentsregister nach § 78f Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2. 

(2) Zur Zahlung der Gebühren sind verpflichtet 

1. im Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 der Erblasser; 

2. im Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2 der Veranlasser des Auskunftsverfah-
rens. 

Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. Gerichte und Notare kön-
nen die Gebühren für die Registerbehörde entgegennehmen. 
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(3) Die Gebühren sind so zu bemessen, dass der mit der Einrichtung, der Inbe-
triebnahme sowie der dauerhaften Führung und Nutzung des Zentralen Testaments-
registers durchschnittlich verbundene Verwaltungsaufwand einschließlich Personal- 
und Sachkosten gedeckt wird. Dabei sind auch die Kosten für die Überführung der 
Verwahrungsnachrichten nach dem Testamentsverzeichnis-Überführungsgesetz zu 
berücksichtigen. Die durch die Aufnahme von Mitteilungen nach § 9 Absatz 1 und 3 
des Testamentsverzeichnis-Überführungsgesetzes entstehenden Kosten bleiben au-
ßer Betracht. 

(4) Die Registerbehörde bestimmt die Gebühren nach Absatz 1 Satz 2 und die 
Art ihrer Erhebung durch eine Gebührensatzung. Die Satzung bedarf der Genehmi-
gung durch das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz. Die Höhe 
der Gebühren ist regelmäßig zu überprüfen. 

§ 78h 

Elektronisches Urkundenarchiv; Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesnotarkammer betreibt als Urkundenarchivbehörde ein zentrales 
elektronisches Archiv, das den Notaren die Führung der elektronischen Urkunden-
sammlung, des Urkundenverzeichnisses und des Verwahrungsverzeichnisses ermög-
licht (Elektronisches Urkundenarchiv). Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz führt die Rechtsaufsicht über die Urkundenarchivbehörde. 

(2) Die Verfügbarkeit, die Integrität, die Authentizität, die Vertraulichkeit und die 
Transparenz der Daten des Urkundenverzeichnisses, des Verwahrungsverzeichnis-
ses und der im Elektronischen Urkundenarchiv verwahrten elektronischen Dokumen-
te müssen für die gesamte Dauer der Aufbewahrungsfrist gewährleistet sein. Die Ur-
kundenarchivbehörde trifft die erforderlichen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen, um die Erhaltung des Beweiswerts der verwahrten elektronischen Do-
kumente dauerhaft zu gewährleisten, ohne dass es einer erneuten Signatur durch die 
verwahrende Stelle bedarf. 

(3) Elektronische Dokumente, die im Elektronischen Urkundenarchiv zusammen 
verwahrt werden, müssen derart miteinander verknüpft sein, dass sie nur zusammen 
abgerufen werden können. § 42 Absatz 3 und § 49 Absatz 5 des Beurkundungsge-
setzes bleiben unberührt. 

(4) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die näheren Bestimmungen 
zu treffen über 

1. die Einrichtung des Elektronischen Urkundenarchivs, 

2. die Führung und den technischen Betrieb, 

3. die Einzelheiten der Datenübermittlung und -speicherung, 

4. die Einzelheiten der Datensicherheit und 

5. die Erteilung und Entziehung der technischen Verwaltungs- und Zugangsberech-
tigungen. 
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§ 78i 

Zugangsberechtigung zum Elektronischen Urkundenarchiv 

Der Zugang zum Urkundenverzeichnis, zum Verwahrungsverzeichnis und zu den 
im Elektronischen Urkundenarchiv verwahrten elektronischen Dokumenten steht aus-
schließlich der für die Verwahrung zuständigen Stelle zu. Hierzu trifft die Urkundenar-
chivbehörde geeignete technische und organisatorische Maßnahmen. 

§ 78j 

Gebühren des Elektronischen Urkundenarchivs 

(1) Das Elektronische Urkundenarchiv wird durch Gebühren finanziert. Die Ur-
kundenarchivbehörde kann Gebühren erheben für 

1. die Aufnahme von elektronischen Dokumenten in die elektronische Urkunden-
sammlung und 

2. die Führung des Verwahrungsverzeichnisses. 

(2) Zur Zahlung der Gebühren sind verpflichtet 

1. im Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 

a) derjenige, der zur Zahlung der Kosten für die jeweilige notarielle Amtshand-
lung verpflichtet ist, oder 

b) im Fall des § 119 Absatz 1 die Staatskasse, 

c) im Fall des § 119 Absatz 3 der Notar, 

d) im Fall des § 119 Absatz 4 die Notarkammer, 

2. im Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2 der Notar. 

Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. Notare können die Gebüh-
ren für die Urkundenarchivbehörde entgegennehmen. 

(3) Die Gebühren sind so zu bemessen, dass der mit der Einrichtung, der Inbe-
triebnahme sowie der dauerhaften Führung und Nutzung des Zentralen Urkundenar-
chivs durchschnittlich verbundene Verwaltungsaufwand einschließlich der Personal- 
und Sachkosten gedeckt wird. Bei der Bemessung der Gebühren für die Aufnahme 
von elektronischen Dokumenten in die elektronische Urkundensammlung kann der 
Umfang des elektronischen Dokuments berücksichtigt werden. Die Gebühr kann im 
Fall von Unterschriftsbeglaubigungen, die nicht mit der Fertigung eines Entwurfs in 
Zusammenhang stehen, niedriger bemessen werden. 

(4) Die Urkundenarchivbehörde bestimmt die Gebühren nach Absatz 1 Satz 2 
und die Art ihrer Erhebung durch eine Gebührensatzung. Die Satzung bedarf der Ge-
nehmigung durch das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz. Die 
Höhe der Gebühren ist regelmäßig zu überprüfen. 
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§ 78k 

Elektronischer Notaraktenspeicher; Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesnotarkammer betreibt einen zentralen elektronischen Aktenspei-
cher, der den Notaren die elektronische Führung ihrer nicht im Elektronischen Urkun-
denarchiv zu führenden Akten und Verzeichnisse sowie die Speicherung sonstiger 
Daten ermöglicht (Elektronischer Notaraktenspeicher). 

(2) Der Elektronische Notaraktenspeicher wird durch Gebühren finanziert. Die 
Bundesnotarkammer kann Gebühren erheben für die elektronische Führung von Ak-
ten und Verzeichnissen sowie die Speicherung sonstiger Daten im Elektronischen 
Notaraktenspeicher. Zur Zahlung der Gebühren ist der Notar verpflichtet.  

(3) Die Gebühren sind so zu bemessen, dass der mit der Einrichtung, der Inbe-
triebnahme sowie der dauerhaften Führung und Nutzung des Elektronischen No-
taraktenspeichers durchschnittlich verbundene Verwaltungsaufwand einschließlich 
der Personal- und Sachkosten gedeckt wird.  

(4) Die Bundesnotarkammer bestimmt die Gebühren nach Absatz 2 Satz 2 und 
die Art ihrer Erhebung durch eine Gebührensatzung. Die Satzung bedarf der Geneh-
migung durch das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz. Die Hö-
he der Gebühren ist regelmäßig zu überprüfen. 

(5) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die näheren Bestimmungen 
zu treffen über 

1. die Einrichtung des Elektronischen Notaraktenspeichers, 

2. die Führung und den technischen Betrieb, 

3. die Einzelheiten der Datenübermittlung und -speicherung, 

4. die Einzelheiten der Datensicherheit und 

5. die Erteilung und Entziehung der technischen Verwaltungs- und Zugangsberech-
tigungen. 

§ 78l 

Notarverzeichnis 

(1) Die Bundesnotarkammer führt ein elektronisches Verzeichnis der Notare und 
Notariatsverwalter (Notarverzeichnis). Jede Notarkammer gibt die Daten zu den in ihr 
zusammengeschlossenen Notaren und zu den in ihrem Bezirk bestellten Notariats-
verwaltern in das Notarverzeichnis ein. Die Notarkammern nehmen Eintragungen un-
verzüglich aufgrund der Benachrichtigungen durch die Landesjustizverwaltung ge-
mäß § 67 Absatz 6 vor. 

(2) Das Notarverzeichnis dient der Information der Behörden und Gerichte, der 
Rechtsuchenden und der anderen am Rechtsverkehr Beteiligten. Darüber hinaus 
dient es der Erfüllung der Aufgaben der jeweiligen Notarkammer und der Bundes-
notarkammer. Die Einsicht in das Verzeichnis steht jedem unentgeltlich zu. Die Suche 
in dem Verzeichnis wird durch ein elektronisches Suchsystem ermöglicht. 
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(3) In das Notarverzeichnis sind einzutragen 

1. die von der Landesjustizverwaltung nach § 67 Absatz 6 mitgeteilten Tatsachen 
unter Angabe des jeweils maßgeblichen Datums, 

2. der Familienname und der oder die Vornamen sowie frühere Familiennamen, die 
der Notar seit seiner Bestellung geführt hat, 

3. Zuständigkeiten für die Aktenverwahrung, die dem Notar nach § 51 Absatz 1 und 
3 übertragen sind,  

4. der Amtssitz, die Anschrift von Geschäftsstellen sowie die Orte und Termine 
auswärtiger Sprechtage, 

5. die Kammerzugehörigkeit, 

6. die Bezeichnung des besonderen elektronischen Notarpostfachs, 

7. die Telekommunikationsdaten, die der Notar mitgeteilt hat, 

8. Sprachkenntnisse, soweit der Notar solche mitteilt. 

Die Eintragungen zu Satz 1 Nummer 1 bis 5 sind von der jeweiligen Notarkammer, 
die Eintragungen zu Satz 1 Nummer 6 bis 8 von der Bundesnotarkammer vorzuneh-
men. Die Eintragung von Notarvertretern kann auch unmittelbar durch die zuständige 
Aufsichtsbehörde erfolgen. Die Notarkammern, die Bundesnotarkammer und die Auf-
sichtsbehörde tragen die datenschutzrechtliche Verantwortung für die jeweils von 
ihnen in das Verzeichnis eingegebenen Daten.  

(4) Absatz 3 gilt für Notariatsverwalter entsprechend. 

(5) Ist ein Notar zu gleichzeitiger Amtsausübung neben dem Beruf des Rechts-
anwalts bestellt, können die zu seiner Person zu erhebenden Daten auch automati-
siert aus dem Gesamtverzeichnis der Bundesrechtsanwaltskammer (§ 31 der Bun-
desrechtsanwaltsordnung) abgerufen werden. Das Gleiche gilt bei der Bestellung ei-
nes Rechtsanwalts zum Notarvertreter. 

(6) Wenn die Eintragungen zur Information der in Absatz 2 Satz 1 genannten 
Beteiligten über die Zuständigkeit für die Verwahrung von Akten und Verzeichnissen 
eines Notars oder sonst zur Erfüllung der Aufgaben der Notarkammer oder der Bun-
desnotarkammer nicht mehr erforderlich sind, werden sie gelöscht. 

§ 78m 

Verordnungsermächtigung zum Notarverzeichnis 

(1) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz regelt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzelheiten der Datenerhe-
bung für das Notarverzeichnis, der Führung des Notarverzeichnisses und der Ein-
sichtnahme in das Notarverzeichnis. Soweit in der Rechtsverordnung nicht anders 
geregelt, bleibt die Zulässigkeit der Einrichtung gemeinsamer Verfahren nach § 11 
des E-Government-Gesetzes unberührt. 

(2) Die Rechtsverordnung kann vorsehen oder gestatten, dass weitere den in 
§ 78l Absatz 2 Satz 1 und 2 genannten Zwecken sowie der Bestellung eines Notar-
vertreters und seiner Tätigkeit dienende Angaben gespeichert werden. Sie hat in die-
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sem Fall deren Verwendungszweck näher zu bestimmen. Dabei kann insbesondere 
das Einsichtsrecht beschränkt oder ausgeschlossen werden.  

§ 78n 

Besonderes elektronisches Notarpostfach; Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesnotarkammer richtet zum 1. Januar 2018 für jeden im Notarver-
zeichnis eingetragenen Notar ein persönliches elektronisches Postfach ein (besonde-
res elektronisches Notarpostfach). 

(2) Die Bundesnotarkammer hat sicherzustellen, dass der Zugang zum beson-
deren elektronischen Notarpostfach nur durch ein sicheres Verfahren mit zwei vonei-
nander unabhängigen Sicherungsmitteln möglich ist. Die Bundesnotarkammer kann 
unterschiedlich ausgestaltete Zugangsberechtigungen für Notare und andere Perso-
nen vorsehen. Sie ist berechtigt, die in dem besonderen elektronischen Notarpostfach 
gespeicherten Nachrichten nach angemessener Zeit zu löschen. Das besondere 
elektronische Notarpostfach soll barrierefrei ausgestaltet sein. 

(3) Wird das Erlöschen des Amtes des Notars oder die vorläufige Amtsenthe-
bung in das Notarverzeichnis eingetragen, hebt die Bundesnotarkammer die Zu-
gangsberechtigung zum besonderen elektronischen Notarpostfach auf. Sie löscht das 
besondere elektronische Notarpostfach, sobald es nicht mehr benötigt wird. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Notariatsverwalter entsprechend. 

(5) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz regelt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzelheiten der besonderen 
elektronischen Notarpostfächer, insbesondere Einzelheiten 

1. ihrer Einrichtung und der hierzu erforderlichen Datenübermittlung, 

2. ihrer technischen Ausgestaltung einschließlich ihrer Barrierefreiheit, 

3. ihrer Führung, 

4. der Zugangsberechtigung und der Nutzung, 

5. des Löschens von Nachrichten und 

6. ihrer Löschung. 

§ 78o 

Beschwerde 

(1) Gegen Entscheidungen der Registerbehörde nach den §§ 78a bis 78g und 
der Urkundenarchivbehörde nach § 78j, auch soweit diese aufgrund einer Rechtsver-
ordnung oder Satzung nach den genannten Vorschriften erfolgen, findet ohne Rück-
sicht auf den Wert des Beschwerdegegenstandes die Beschwerde nach den Vor-
schriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit statt, soweit sich nicht aus den folgenden Ab-
sätzen etwas anderes ergibt. 
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(2) Die Beschwerde ist bei der Behörde einzulegen, die die Entscheidung getrof-
fen hat. Diese kann der Beschwerde abhelfen. Beschwerden, denen sie nicht abhilft, 
legt sie dem Landgericht am Sitz der Bundesnotarkammer vor. 

(3) Die Rechtsbeschwerde ist nicht zulässig.“ 

16. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Bücher, Verzeichnisse und Akten“ durch 
die Wörter „Akten und Verzeichnisse“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „und Bücher“ gestrichen. 

c) Absatz 4 Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Der Notar ist verpflichtet, den Aufsichtsbehörden oder den von diesen mit der 
Prüfung Beauftragten Einsicht in die Akten und Verzeichnisse sowie die in seiner 
Verwahrung befindlichen Urkunden zu gewähren und ihnen diese auszuhändi-
gen. Der Notar hat ihnen zudem den Zugang zu den Anlagen zu gewähren, mit 
denen personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet werden, sowie ihnen 
die für die Zwecke der Aufsicht notwendigen Auskünfte zu erteilen. § 78i bleibt 
unberührt. Personen, mit denen sich der Notar zur gemeinsamen Berufsaus-
übung verbunden oder mit denen er gemeinsame Geschäftsräume hat oder hat-
te, sind verpflichtet, den Aufsichtsbehörden Auskünfte zu erteilen und Akten und 
Verzeichnisse vorzulegen, soweit dies für die Prüfung der Einhaltung der Mitwir-
kungsverbote erforderlich ist. Dies gilt auch für Dritte, mit denen eine berufliche 
Verbindung im Sinne von § 27 Absatz 1 Satz 2 besteht oder bestanden hat.“ 

17. § 113 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 17 Satz 10 werden die Wörter „Akten, Urkunden, Konten, Verzeichnis-
se und Bücher“ durch die Wörter „Urkunden, Akten, Verzeichnisse und Konten“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 18 Satz 1 werden die Wörter „Büchern und Akten“ durch die Wörter 
„Akten und Verzeichnissen“ ersetzt. 

18. Die §§ 118 bis 120 werden wie folgt gefasst: 

„§ 118 

Übergangsvorschrift für Akten, Bücher und Verzeichnisse 

(1) Für die Bücher des Notars der Jahrgänge bis einschließlich 2021 gelten die 
die Akten und Verzeichnisse betreffenden Regelungen der §§ 45, 51a, 55 Absatz 1 
und 2, § 58 Absatz 1 und 3 Satz 3, §§ 63, 74, 93 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 3 
und Absatz 4 Satz 1 und 2 sowie § 113 Absatz 17 und 18 entsprechend. 

(2) Für Akten, Bücher und Verzeichnisse, die das Amtsgericht bereits vor dem 
1. Januar 2022 in Verwahrung genommen hat, sind die §§ 45, 51 Absatz 1 Satz 2 
und 3 und Absatz 3, § 55 Absatz 1 und § 58 Absatz 1 in ihrer am 31. Dezember 2021 
geltenden Fassung weiter anzuwenden. 

(3) Die Aufbewahrungsfristen für die von dem Amtsgericht oder der Notarkam-
mer verwahrten Akten, Bücher und Verzeichnisse richten sich nach den für den Notar 
geltenden Vorschriften. 
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§ 119 

Übergangsvorschrift für bereits verwahrte Urkundensammlungen 

(1) Das Amtsgericht kann von ihm verwahrte Schriftstücke aus den Urkunden-
sammlungen der Notare einschließlich der Vermerkblätter in die elektronische Form 
übertragen. Die elektronischen Dokumente sind in elektronischen Urkundensamm-
lungen zu verwahren. Für jede elektronische Urkundensammlung ist ein Urkunden-
verzeichnis anzulegen. § 55 Absatz 2 des Beurkundungsgesetzes gilt entsprechend. 
Die in den Urkundensammlungen verwahrten Erbverträge sind zuvor zu gesonderten 
Sammlungen zu nehmen und in den Urkundensammlungen durch beglaubigte Ab-
schriften zu ersetzen. Für die Übertragung der Papierdokumente in die elektronische 
Form und die Einstellung der elektronischen Dokumente in die elektronischen Urkun-
densammlungen gilt § 56 Absatz 1 und 2 des Beurkundungsgesetzes entsprechend; 
anstelle des Notars handelt der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle. Für die rechtli-
che Stellung der elektronischen Dokumente gilt § 56 Absatz 3 des Beurkundungsge-
setzes entsprechend. In das Urkundenverzeichnis werden aus der Urkundenrolle 
mindestens die Angaben zum Namen und Amtssitz des Notars, zum Jahrgang der 
Urkundenrolle und zu der laufenden Nummer aufgenommen, unter der das Amtsge-
schäft in der Urkundenrolle eingetragen ist. 

(2) An den jeweiligen elektronischen Dokumenten setzen sich die bis zur Über-
tragung geltenden Aufbewahrungsfristen fort. Die Aufbewahrungsfristen für die über-
tragenen Dokumente richten sich ab der Übertragung nach den ab dem 1. Januar 
2022 für den Notar geltenden Vorschriften. Die Aufbewahrungsfristen für die übertra-
genen Dokumente beginnen mit dem ersten Tag des auf die Einstellung der elektro-
nischen Dokumente in das Elektronische Urkundenarchiv folgenden Kalenderjahres 
neu und enden spätestens mit dem Ablauf der Aufbewahrungsfrist für die jeweiligen 
elektronischen Dokumente. Für die Urkundenverzeichnisse gelten die Aufbewah-
rungsfristen für die Urkundenrollen entsprechend. 

(3) Der Notar kann Schriftstücke aus von ihm verwahrten Urkundensammlungen 
der Jahrgänge bis einschließlich 2021 einschließlich der Vermerkblätter in die elek-
tronische Form übertragen sowie auch ohne eine solche Übertragung Urkundenver-
zeichnisse anlegen. Absatz 1 Satz 2 bis 8 und Absatz 2 gelten entsprechend. 

(4) Die Notarkammer kann Schriftstücke aus von ihr verwahrten Urkunden-
sammlungen der Jahrgänge bis einschließlich 2021 einschließlich der Vermerkblätter 
in die elektronische Form übertragen sowie auch ohne eine solche Übertragung Ur-
kundenverzeichnisse anlegen. Absatz 1 Satz 2 bis 8, Absatz 2 und § 70 Absatz 1 
Satz 2 gelten entsprechend. 

§ 120 

Übergangsvorschrift für die Übernahme durch ein öffentliches Archiv 

(1) Zum Ablauf der jeweiligen Aufbewahrungsfristen sind die Urkundenrolle, das 
Namensverzeichnis zur Urkundenrolle und die in der Urkundensammlung verwahrten 
Schriftstücke der Jahrgänge bis einschließlich 2021 dem zuständigen öffentlichen Ar-
chiv nach den jeweiligen archivrechtlichen Vorschriften zur Übernahme anzubieten. 

(2) Werden Urkundensammlungen der Jahrgänge bis einschließlich 2021, deren 
Aufbewahrungsfristen noch nicht abgelaufen sind, bereits vom zuständigen öffentli-
chen Archiv verwahrt, so werden Ausfertigungen, vollstreckbare Ausfertigungen und 
Abschriften vom Notar erteilt, wenn es sich um Urkunden eines noch in seinem Amt 
befindlichen Notars oder um Urkunden handelt, die aufgrund des § 51 Absatz 1 
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Satz 2 einem anderen Notar zur Verwahrung übergeben waren. In sonstigen Fällen 
werden sie von dem Amtsgericht erteilt, in dessen Bezirk der Notar seinen Sitz hatte. 
§ 45 Absatz 4 und 5 Satz 1 dieses Gesetzes sowie § 797 Absatz 3 der Zivilprozess-
ordnung gelten entsprechend. Für die Erteilung von Ausfertigungen und Abschriften 
durch das Amtsgericht gelten die Vorschriften über die Erteilung von Ausfertigungen 
oder Abschriften gerichtlicher Urkunden. Abweichend von § 45 Absatz 5 stehen die 
Kosten in diesem Fall der Staatskasse zu.“ 

19. Der Bundesnotarordnung wird die aus der Anlage zu diesem Gesetz ersichtliche In-
haltsübersicht vorangestellt. Die Untergliederungen der Bundesnotarordnung erhalten 
die Bezeichnungen und Fassungen, die sich jeweils aus der Inhaltsübersicht in der 
Anlage zu diesem Gesetz ergeben. Die Paragraphen der Bundesnotarordnung erhal-
ten die Überschriften, die sich jeweils aus der Inhaltsübersicht in der Anlage zu die-
sem Gesetz ergeben. Weggefallene Paragraphen erhalten keine Überschrift. 

Artikel 2 

Änderung des Beurkundungsgesetzes 

Das Beurkundungsgesetz vom 28. August 1969 (BGBl. I S. 1513), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 23. November 2015 (BGBl. I S. 2090) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 2 werden nach der Angabe „§ 5 Abs. 2“ die Wörter „und des Fünften 
Abschnittes“ eingefügt. 

2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird folgender Absatz 1 vorangestellt: 

(1) „ Der Notar soll sich Gewissheit über die Person der Beteiligten verschaf-
fen.“ 

b) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden die Absätze 2 und 3. 

3. Dem § 34 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

(4) „ Die Urschrift einer Verfügung von Todes wegen darf nicht nach § 56 in die 
elektronische Form übertragen werden.“ 

4. In § 34a Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 78b Absatz 2 Satz 1 der Bundes-
notarordnung“ durch die Wörter „§ 78d Absatz 2 Satz 1 der Bundesnotarordnung“ und 
die Wörter „§ 78b Absatz 2 Satz 2 der Bundesnotarordnung“ durch die Wörter „§ 78d 
Absatz 2 Satz 2 der Bundesnotarordnung“ ersetzt. 

5. § 39a wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 und 2 werden Absatz 1 und werden wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „nach dem Signaturgesetz“ gestrichen. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Der Notar muss die Signatur selbst erzeugen und die elektronischen Signa-
turerstellungsdaten selbst verwalten.“ 
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b) Der bisherige Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Absatz 2. 

d) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

(3) „Bei der Beglaubigung eines elektronischen Dokuments, das mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist, soll das Ergebnis der Signa-
turprüfung dokumentiert werden.“ 

6. In § 40 Absatz 4 wird die Angabe „Abs. 1, Abs. 2 Satz 1“ durch die Wörter „Absatz 1, 
2 und 3 Satz 1“ ersetzt. 

7. In § 41 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 1, Abs. 2 Satz 1“ durch die Wörter „Absatz 1, 2 
und 3 Satz 1“ ersetzt. 

8. § 44a Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Der Nachtragsvermerk ist mit dem Datum der Richtigstellung zu versehen.“ 

b) In dem neuen Satz 3 werden die Wörter „und mit dem Datum der Richtigstellung 
zu versehen“ gestrichen. 

c) Nach dem neuen Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„Wird die elektronische Fassung der Urschrift zum Zeitpunkt der Richtigstellung 
bereits in der elektronischen Urkundensammlung verwahrt, darf der Nachtrags-
vermerk nur noch auf einem gesonderten, mit der Urkunde zu verbindenden Blatt 
niedergelegt werden.“ 

d) Der bisherige Satz 3 wird Absatz 3. 

9. Nach § 44a wird folgender § 44b eingefügt: 

„§ 44b 

Nachtragsbeurkundung 

(1) Wird der Inhalt einer Niederschrift in einer anderen Niederschrift berichtigt, 
geändert, ergänzt oder aufgehoben, soll der Notar durch einen mit dem Datum zu 
versehenden und von ihm zu unterschreibenden Nachtragsvermerk auf die andere 
Niederschrift verweisen. § 44a Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. Anstelle ei-
nes Nachtragsvermerks kann der Notar die andere Niederschrift zusammen mit der 
Niederschrift verwahren. 

(2) Nachtragsvermerke sowie die zusammen mit der Niederschrift verwahrten 
anderen Niederschriften nach Absatz 1 soll der Notar in Ausfertigungen und Abschrif-
ten der Urschrift übernehmen.“ 

10. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „Aushändigung der“ gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 



 - 24 -   

(2) „ Wird die Urschrift der notariellen Urkunde nach § 56 in ein elektroni-
sches Dokument übertragen und in der elektronischen Urkundensammlung ver-
wahrt, steht die elektronische Fassung der Urschrift derjenigen in Papierform 
gleich.“ 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

11. Nach § 45 wird folgender § 45a eingefügt: 

„§ 45a 

Aushändigung der Urschrift 

(1) Die Urschrift einer Niederschrift soll nur ausgehändigt werden, wenn darge-
legt wird, dass sie im Ausland verwendet werden soll, und sämtliche Personen zu-
stimmen, die eine Ausfertigung verlangen können. In diesem Fall soll die Urschrift mit 
dem Siegel versehen werden; ferner soll eine Ausfertigung zurückbehalten und auf 
ihr vermerkt werden, an wen und weshalb die Urschrift ausgehändigt worden ist. Die 
Ausfertigung tritt an die Stelle der Urschrift. 

(2) Die Urschrift einer Urkunde, die in der Form eines Vermerks verfasst ist, ist 
auszuhändigen, wenn nicht die Verwahrung verlangt wird.“ 

12. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „noch vorhandenen“ gestrichen. 

b) Absatz 2 wird durch die folgenden Absätze 2 und 3 ersetzt: 

(2) „ Ist die elektronische Fassung der Urschrift ganz oder teilweise zerstört 
worden, soll die Urschrift erneut nach § 56 in die elektronische Form übertragen 
und in der elektronischen Urkundensammlung verwahrt werden. Ist die Urschrift 
nicht mehr vorhanden, gilt Absatz 1 entsprechend oder die Wiederherstellung er-
folgt aus einer im Elektronischen Urkundenarchiv gespeicherten früheren elekt-
ronischen Fassung der Urschrift. Für die Wiederherstellung aus einer früheren 
elektronischen Fassung gilt § 56 Absatz 1 entsprechend; in dem Vermerk soll zu-
sätzlich die Tatsache der sicheren Speicherung im Elektronischen Urkundenar-
chiv angegeben werden. 

(3) Die Ersetzung erfolgt durch die Stelle, die für die Erteilung einer Ausfer-
tigung zuständig ist.“ 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

13. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Die Ausfertigung besteht, jeweils mit dem Ausfertigungsvermerk verse-
hen, in einer Abschrift der Urschrift oder in einem Ausdruck der elektronischen 
Fassung der Urschrift.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Urschrift“ die Wörter „oder der elektroni-
schen Fassung der Urschrift“ eingefügt. 
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bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Besteht die Ausfertigung in einem Ausdruck der elektronischen Fassung der 
Urschrift, soll das Ergebnis der Signaturprüfung dokumentiert werden.“ 

c) In Absatz 4 werden die Wörter „Auf der Urschrift“ durch die Wörter „Im Urkun-
denverzeichnis“ ersetzt. 

14. In § 54 Absatz 1 wird die Angabe „§§ 45, 46, 51“ durch die Angabe „§§ 45a, 46 und 
51“ ersetzt. 

15. Nach § 54 wird folgender Fünfter Abschnitt eingefügt: 

„Fünfter Abschnitt 

Verwahrung der Urkunden 

§ 55 

Verzeichnis und Verwahrung der Urkunden 

(1) Der Notar führt ein elektronisches Verzeichnis über Beurkundungen und 
sonstige Amtshandlungen (Urkundenverzeichnis). 

(2) Das Urkundenverzeichnis und die elektronische Urkundensammlung sind 
vom Notar im Elektronischen Urkundenarchiv (§ 78h der Bundesnotarordnung) zu 
führen. 

(3) Die im Urkundenverzeichnis registrierten Urkunden verwahrt der Notar in ei-
ner Urkundensammlung, einer elektronischen Urkundensammlung und einer Erbver-
tragssammlung. 

§ 56 

Übertragung der Papierdokumente in die elektronische Form; Einstellung der elektro-
nischen Dokumente in die elektronische Urkundensammlung 

(1) Bei der Übertragung der in Papierform vorliegenden Schriftstücke in die 
elektronische Form soll durch geeignete Vorkehrungen nach dem Stand der Technik 
sichergestellt werden, dass die elektronischen Dokumente mit den in Papierform vor-
handenen Schriftstücken inhaltlich und bildlich übereinstimmen. Diese Übereinstim-
mung ist vom Notar in einem Vermerk unter Angabe des Ortes und der Zeit seiner 
Ausstellung zu bestätigen. Durchstreichungen, Änderungen, Einschaltungen, Radie-
rungen oder andere Mängel des Schriftstücks sollen im Vermerk angegeben werden, 
soweit sie nicht aus dem elektronischen Dokument eindeutig ersichtlich sind. Das 
elektronische Dokument und der Vermerk müssen mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur nach § 33 der Bundesnotarordnung und § 39a Absatz 1 Satz 3 verse-
hen werden. Mit dem Vermerk muss eine Bestätigung der Notareigenschaft durch die 
zuständige Stelle verbunden werden. 

(2) Werden nach der Einstellung der elektronischen Fassung einer in der Ur-
kundensammlung zu verwahrenden Urschrift oder Abschrift in die elektronische Ur-
kundensammlung Nachtragsvermerke, weitere Unterlagen oder andere Urschriften 
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der Urschrift oder Abschrift beigefügt, sind die Nachtragsvermerke, die weiteren Un-
terlagen und die anderen Urschriften nach Absatz 1 in elektronische Dokumente zu 
übertragen und zusammen mit der elektronischen Fassung der Urschrift in der elekt-
ronischen Urkundensammlung zu verwahren. 

(3) Die von dem Notar in der elektronischen Urkundensammlung verwahrten 
elektronischen Dokumente stehen den Dokumenten gleich, aus denen sie nach den 
Absätzen 1 und 2 übertragen worden sind.“ 

16. Der bisherige Fünfte Abschnitt wird Sechster Abschnitt. 

17. Die bisherigen §§ 54a und 54b werden die §§ 57 und 58. 

18. In dem neuen § 58 Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Notar“ die Wörter „oder 
im Land Baden-Württemberg durch Notariatsabwickler“ eingefügt. 

19. Nach dem neuen § 58 werden folgende §§ 59 und 59a eingefügt: 

„§ 59 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die näheren Bestimmungen zu treffen 
über den Inhalt, den Aufbau und die Führung des Verwahrungsverzeichnisses ein-
schließlich der Verweismöglichkeiten auf die im Urkundenverzeichnis zu der Urkunde 
gespeicherten Daten sowie über Einzelheiten der Datenübermittlung und -
speicherung sowie der Datensicherheit. Die Verordnung kann auch Ausnahmen von 
der Eintragungspflicht anordnen. Die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Datensicherheit müssen denen zur Gewährleistung der Da-
tensicherheit des Elektronischen Urkundenarchivs entsprechen. 

§ 59a 

Verwahrungsverzeichnis 

(1) Der Notar führt ein elektronisches Verzeichnis über Verwahrungsmassen, 
die er nach § 23 der Bundesnotarordnung und nach den §§ 57 und 62 entgegen-
nimmt (Verwahrungsverzeichnis). 

(2) Das Verwahrungsverzeichnis ist im Elektronischen Urkundenarchiv (§ 78h 
der Bundesnotarordnung) zu führen. Erfolgt die Verwahrung in Vollzug eines vom 
Notar in das Urkundenverzeichnis einzutragenden Amtsgeschäfts, soll der Notar im 
Verwahrungsverzeichnis auf die im Urkundenverzeichnis zu der Urkunde gespeicher-
ten Daten verweisen, soweit diese auch in das Verwahrungsverzeichnis einzutragen 
wären.“ 

20. Der bisherige § 54c wird § 60 und in Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 54a“ durch 
die Angabe „§ 57“ ersetzt. 

21. Der bisherige § 54d wird § 61 und in dem Satzteil vor Nummer 1 und in Nummer 2 
wird jeweils die Angabe „§ 54a“ durch die Angabe „§ 57“ ersetzt. 

22. Der bisherige § 54e wird § 62 und wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 1 wird die Angabe „§§ 54a, 54c und 54d“ durch die Angabe „§§ 57, 60 
und 61“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 54b Abs. 2“ durch die Angabe „§ 58 Absatz 2“ er-
setzt. 

23. Der bisherige Sechste Abschnitt wird Siebter Abschnitt. 

24. Der bisherige § 55 wird aufgehoben. 

25. Der bisherige § 56 wird § 63. 

26. Der bisherige § 57 wird aufgehoben. 

27. Die bisherigen §§ 58 und 59 werden die §§ 64 und 65. 

28. Der bisherige § 60 wird aufgehoben. 

29. Der bisherige § 61 wird § 66. 

30. Der neue § 66 Absatz 4 wird aufgehoben. 

31. Die bisherigen §§ 62 bis 64 werden die §§ 67 bis 69. 

32. Der neue § 69 wird aufgehoben. 

33. Die bisherigen §§ 65 bis 70 werden die §§ 70 bis 75. 

34. Die Zwischenüberschrift „3. Inkrafttreten“ wird durch die Zwischenüberschrift 
„3. Übergangsvorschrift“ ersetzt. 

35. Der bisherige § 71 wird § 76. 

36. Der neue § 76 wird wie folgt gefasst: 

„§ 76 

Übergangsvorschrift zur Einführung des Elektronischen Urkundenarchivs 

(1) Für Beurkundungen und sonstige Amtshandlungen, die vor dem 1. Januar 
2020 vorgenommen worden sind, findet § 55 keine Anwendung; abweichend von 
§ 49 Absatz 4 ist auf der Urschrift zu vermerken, wem und an welchem Tag eine Aus-
fertigung erteilt worden ist. 

(2) Für Verwahrungsmassen, die der Notar vor dem 1. Januar 2020 entgegen-
genommen hat, findet § 59a keine Anwendung. Für diese Verwahrungsmassen wer-
den die Verwahrungsbücher, die Massenbücher, die Namensverzeichnisse zum 
Massenbuch und die Anderkontenlisten nach den vor dem 1. Januar 2020 geltenden 
Bestimmungen geführt und verwahrt. 

(3) Die Urkundenrollen, die Erbvertragsverzeichnisse und die Namensverzeich-
nisse zur Urkundenrolle für die vor dem 1. Januar 2020 errichteten Urkunden werden 
von dem Notar nach Maßgabe der vor dem 1. Januar 2020 geltenden Vorschriften 
geführt und verwahrt.  
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(4) Für die zwischen dem 1. Januar 2020 und dem 31. Dezember 2021 vorge-
nommenen Beurkundungen und sonstigen Amtshandlungen gilt § 55 Absatz 2 nur im 
Hinblick auf das Urkundenverzeichnis.  

(5) Für Beurkundungen und sonstige Amtshandlungen, die vor dem 1. Januar 
2022 vorgenommen worden sind, finden die § 55 Absatz 3 und § 56 keine Anwen-
dung. Die Urkundensammlungen und die Erbvertragssammlungen für die vor dem 
1. Januar 2022 errichteten Urkunden werden von dem Notar nach Maßgabe der vor 
dem 1. Januar 2022 geltenden Vorschriften geführt und verwahrt. Zusätze und Ände-
rungen sind nach den vor dem 1. Januar 2022 geltenden Bestimmungen vorzuneh-
men.“ 

Artikel 3 

Folgeänderungen 

(1) Die Testamentsregister-Verordnung vom 11. Juli 2011 (BGBl. I S. 1386), die zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Juli 2015 (BGBl. I S. 1441) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 78b Absatz 4 der Bundesnotarordnung“ 
durch die Wörter „§ 78d Absatz 4 der Bundesnotarordnung“ ersetzt. 

2. In § 6 Absatz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 und in Absatz 2 Satz 1 werden jeweils 
die Wörter „§ 78c Satz 1 der Bundesnotarordnung“ durch die Wörter „§ 78e Satz 1 
der Bundesnotarordnung“ ersetzt. 

3. In § 7 Absatz 3 Satz 4 und 5 werden jeweils die Wörter „§ 78b Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 der Bundesnotarordnung“ durch die Wörter „§ 78d Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
der Bundesnotarordnung“ ersetzt. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 und in Nummer 2 werden jeweils die 
Wörter „§ 78d Absatz 1 der Bundesnotarordnung“ durch die Wörter „§ 78f 
Absatz 1 der Bundesnotarordnung“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „§ 78d Absatz 1 Satz 2 und 3 der Bundes-
notarordnung“ durch die Wörter „§ 78f Absatz 1 Satz 2 und 3 der Bundes-
notarordnung“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden die Wörter „und Notare“ durch ein Komma und die Wörter 
„Notare und Notarkammern“ und die Wörter „(§ 78d Absatz 2 der Bundes-
notarordnung)“ durch die Wörter „(§ 78f Absatz 2 der Bundesnotarordnung)“ er-
setzt. 

5. In § 9 Absatz 3 Nummer 1 werden die Wörter „§ 78b Absatz 4 der Bundesnotarord-
nung“ durch die Wörter „§ 78d Absatz 4 der Bundesnotarordnung“ ersetzt. 

6. In § 10 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „§ 78b Absatz 1 Satz 2 der Bundes-
notarordnung“ durch die Wörter „§ 78d Absatz 1 Satz 2 der Bundesnotarordnung“ er-
setzt. 
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(2) Das Testamentsverzeichnis-Überführungsgesetz vom 22. Dezember 2010 
(BGBl. I S. 2255, 2258), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. März 2013 (BGBl. I 
S. 554) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 1 werden die Wörter „(§ 78 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 der Bundes-
notarordnung)“ durch die Wörter „(§ 78c Absatz 1 Satz 1 der Bundesnotarordnung)“ 
ersetzt. 

2. In § 4 Absatz 1 und 2 Satz 2 werden jeweils die Wörter „§ 78c der Bundesnotarord-
nung“ durch die Wörter „§ 78e der Bundesnotarordnung“ ersetzt. 

(3) Das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), das zu-
letzt durch Artikel 3 Absatz 14 des Gesetzes vom 26. Juli 2016 (BGBl. I S. 1824) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 278 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „§ 78a Abs. 1 der Bundesnotarordnung“ 
durch die Wörter „§ 78a Absatz 2 der Bundesnotarordnung“ ersetzt. 

2. In § 347 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 78b Absatz 2 Satz 2“ durch die Wörter 
„§ 78d Absatz 2 Satz 2“ ersetzt. 

(4) Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) zum Gerichts- und Notarkostengesetz vom 
23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 46 des Gesetzes vom 
18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Vorbemerkung 2 Absatz 3 wird die Angabe „§ 62 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 67 
Abs. 1“ ersetzt. 

2. In Nummer 32015 Anmerkung Satz 2 werden nach dem Wort „Testamentsregisters“ 
die Wörter „sowie des Elektronischen Urkundenarchivs“ eingefügt. 

(5) In § 36 Satz 1 Nummer 3 Satz 3 des Bundesberggesetzes vom 13. August 1980 
(BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. August 2016 (BGBl. I 
S. 1962) geändert worden ist, werden die Wörter „vom 28. August 1969 (BGBl. I S. 1513), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Februar 1980 (BGBl. I S. 157),“ gestrichen. 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes zur Abwicklung der staatliche n Notariate 
in Baden-Württemberg 

Artikel 3 des Gesetzes zur Abwicklung der staatlichen Notariate in Baden-
Württemberg vom 23. November 2015 (BGBl. I S. 2090) wird aufgehoben. 
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Artikel 5 

Änderung des Gesetzes zur Änderung der Bundenotaror dnung 
und anderer Gesetze 

Artikel 7 des Gesetzes zur Änderung der Bundesnotarordnung und Änderung anderer 
Gesetze vom 15. Juli 2009 (BGBl. I S. 1798), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. November 2015 (BGBl. I S. 2090) geändert worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 am 1. Januar 2022 in Kraft. 

(2) Am Tag nach der Verkündung treten in Kraft: 

1. Artikel 1 Nummer 1 und 2, in Nummer 3 die Abschnittsüberschrift und § 36 der Bun-
desnotarordnung, Nummer 10 und 15,  

2. Artikel 2 Nummer 2, 4 bis 7, 16 und 17, in Nummer 19 § 59 des Beurkundungsgeset-
zes, Nummer 20 bis 29, 31, 33 und 35, 

3. Artikel 3 Absatz 1 bis 4 Nummer 1 und Absatz 5, 

4. Artikel 4, 

5. Artikel 5. 

(3) Artikel 2 Nummer 18, 30 und 32 tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 

(4) Am 1. Januar 2020 treten in Kraft: 

1. In Artikel 1 Nummer 3 § 35 der Bundesnotarordnung, 

2. Artikel 2 Nummer 1, 13 Buchstabe c, in Nummer 15 die Abschnittsüberschrift und 
§ 55 Absatz 1 und 2 des Beurkundungsgesetzes, in Nummer 19 § 59a des Beurkun-
dungsgesetzes, Nummer 34 und in Nummer 36 § 76 Absatz 1 bis 4 des Beurkun-
dungsgesetzes. 
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